
NR. 638/2010 | 04. Mai 2010

IMPRESSUM
HERAUSGEBER THOMAS OPPERMANN, MDB REDAKTION JOHANNES SCHWARZ
TELEFON (030) 227-522 82 / (030) 227-511 18
E-MAIL PRESSE@SPDFRAKTION.DE

TEXT KANN IM INTERNET UNTER WWW.SPDFRAKTION.DE ABGERUFEN WERDEN.

Union opfert Flüchtlingsrechte wahltaktischen
Spielchen

Anlässlich der kurzfristigen Entscheidung der Koalitionsfraktionen, die Debatte
über die Aufnahme freigelassener Guantánamo-Häftlinge in Deutschland von der
Tagesordnung des Deutschen Bundestages zu nehmen, erklären die
zuständigen Berichterstatter der SPD-Bundestagsfraktion Daniela Kolbe und
Rüdiger Veit:

Es ist offenkundig, dass CDU-Innenminister de Maizière eine andere Auffassung
zur Aufnahme von Guantánamo-Häftlingen vertritt als die Unionsfraktion. Nur um
diesen Krach vor der NRW-Wahl nicht öffentlich austragen zu müssen, hat die
Union die Debatte von der Tagesordnung genommen. Die Betroffenen sind Opfer
von langjährigen Menschenrechtsverletzungen. Ihr Schicksal opportunistischen
Erwägungen zu opfern, ist unehrenhaft.

Die Obama-Administration schickt sich an, endlich eines der dunkelsten Kapitel
in der US-Geschichte zu beenden. Deshalb ist es an der Zeit, dass die
Bundesregierung das Hilfsgesuch der Vereinigten Staaten wohlwollend prüft.
Denjenigen Häftlinge, die keiner Straftat schuldig sind und die aufgrund
drohender Verfolgung nicht in ihre Heimatländer zurückkehren können, muss
Asyl in anderen Ländern offen stehen. Viele andere Länder haben schon Ex-
Häftlinge aufgenommen. Deutschland verweigert sich bis jetzt, obwohl es sich
lediglich um drei Personen handelt. Wenn die Bundesregierung wirklich will, dass
Guantánamo geschlossen wird, muss sie ihren Beitrag leisten.

http://www.spdfraktion.de/node/29939

